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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Februar 1970 

III/l — 68070 — E — In 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Grtindungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Energiepolitik in der Europäischen Wirtsdiafts- 
gemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates über die Mitteilung von Inve- 
stitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse in den 
Bereichen der Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätswirtschaft 

eine Verordnung des Rates über die Mitteilung der beab- 
sichtigten Einfuhren von Kohlenwasserstoffen an die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. 'Dezem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telten Begründungen beigefügt. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung 

über die Mitteilung von Investitionsvorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse in den Bereichen der Erdöl-, Erdgas- und 

Elektrizitätswirtschaft 

(Dem Rat von der Kommission vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wdrtscbaftsgemeinscbaft, insbesondere auf 
den Artikel 213 

auf Vorsdilag der Kommission 

nach Anhörung des Europäischen Parlamentes, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schaffung einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik gehört zu den Zielen, die sich die Gemein- 
schaft gesetzt hat; Aufgabe der Kommission ist es, 
Maßnahmen zur Erreichung dieses Zieles vorzu- 
schlagen, wie sie dies in ihrer Mitteilung an den 
Rat vom 18. Dezember 1968 über eine „Erste Orien- 
tierung für teine gemeinschaftliche Energiepolitik" 
getan hat, deren Grundlinien vom Rat in seiner 88. 
Sitzung am 13. November 1969 gebilligt 'worden 
sind. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe verlangt eine mög- 
lichst genaue Kenntnis nicht nur (der möglichen Ent- 
wicklung des Angebotes und der Nachfrage, son- 
dern auch der entsprechenden Investitionen; für die 
Bereiche der Kohle und der Atomenergie verpflich- 
ten die Verträge zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Euro- 
päischen Atomgemieinschaft die Unternehmen, ihre 
Investitionsvorhaben mitzuteilen; es ist angebracht, 
diese Auskünfte durch Auskünfte für die Bereiche 
Erdöl, Erdgas und Elektrizität zu ergänzen, wobei 
es notwendig ist, daß die Kommission Kenntnis von 
Vorhaben erhält, die ein gemeinschaftliches Inter- 
esse aufweiisen. 

Um ihre Aufgabe ausführen zu können, muß die 
Kommission gleichermaßen zu gegebener Zeit über 
alle wesentlichen Änderungen, die solche Vorhaben 
erfahren, unterrichtet werden; dies gilt insbeson- 
dere hinsichtlich der Dauer der Verwirklichung der 
Vorhaben, der notwendigen Ausgaben und der vor- 
gesehenen Kapazitäten; les ist daher notwendig, 
auch die Mitteilung (dieser Angaben vorzusehen. 

Die Beachtung und Erfüllung der in Anwendung 
dieser Verordnung den Unternehmen auferlegten 
Pflichten müssen durch Geldbußen sichergestellt 
werden können — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem 
Interesse auf dem Gebiet der Produktion, des Trans- 
portes, der Lagerung und der Verteilung von Koh- 
lenwasserstoffen oder elektrischer Energie sind von 
den Unternehmen der Kommision der Europäischen 
Gemeinschaften mitzuteilen, 

2, Bin gemeinschaftliches Interesse im Sinne dieser 
Verordnung ist hinsichtlich solcher Vorhaben gege- 
ben, die -eine der im Anhang zu dieser Verordnung 
auf geführten Anlagen zum Gegenstand haben. Bei 
der Berechnung der dort vorgesehenen Kapazitäten 
und Größenordnungen sind isämtliche Elemente 
eines Vorhabens, soweit sie ein technisch unteilba- 
res Ganzes bilden, zu berückisichtigen, auch wenn 
die Durchführung ides Vorhabens in mehreren zeit- 
lich voneinander getrennten Abschnitten erfolgt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 dieser Verordnung vorgesehenen 
Mitteilungen von Investitionsvorhaben erfolgen in 
zwei Abschnitten: 

1. eine Mitteilung der Investitionsabsicht späte- 
stens neun Monate vor Vergabe der ersten Lie- 
feraufträge oder vor Beginn der Arbeiten, wenn 
diese von dem betroffenen Unternehmein selbst 
ausgeführt werden,- 

2. eine detaillierte Mitteilung spätestens drei Mo- 
nate vor Vergabe der ersten Lieferaufträge oder 
vor Beginn der Arbeiten; diese Frist kann bis 
zur Erteilung der nach dem Recht des betiteffen- 
den Mitgliedstaates gegebenenfalls vorgesehe- 
nen Genehmigung des Vorhabenis verlängert 
werden. 

Artikel 3 

1. Die in Artikel 2 vorgesehenen Mitteilungen der 
Investitionsabsicht müssen enthalten: 

— den Gegenstand und -die Art der Arbeiten, 

— die vorgesehene Kapazität, 

— die Absatzmärkte, 

— die Dauer der Durchführung und die voraus- 
sichtlichen Kosten des Vorhabens. 
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2. Die in Artikel 2 vorgesehenen detaillierten Mit- 
teilungen müssen enthalten: 

— den Gegenstand und die Art der Arbeiten, 

— die vorgesehene Kapazität, 

— die Absatzmärkte, 

— die Dauer der Durchführung und die voraus- 
sichtlichen Kosten des Vorhabens, 

— die erwarteten Ergebnisse hinsichtlich der 
Produktion oder der Produktionsmöglich- 
keiten, 

— die Versorgung mit Rohstoffen. 

3. Die Kommission ist ermächtigt, Ausführungsbe- 
stimmungen über Form, Inhalt und andere Ein- 
zelheiten dieser Mitteilung zu erlassen. 

Artikel 4 

Wesentliche Änderungen eines mitgeteilton Inve- 
stitionsvorhabens sind der Kommission innerhalb 
der in Artikel 2 vorgesehenen Fristen zu melden. | 

Als wesentliche Änderung sind insbesondere Ent- 
scheidungen anzusehen, durch die 

— die Durchführung des Vorhabens um mehr 
als ein Jahr beschleunigt oder verzögert, 
oder 

— die vorgesehenen Aufwendungen um die 
Hälfte erhöht oder vermindert oder 

— die vorgesehenen Kapazitäten um minde- 
stens ein Drittel gesteigert oder vermindert 
werden können. 

Stillegungen oder Außerdienststellungen von Ein- | 
richtungen, die den im Anhang zu dieser Verord- 
nung festgelegten Kriterien entsprechen, sind der 
Kommission in der nach Artikel 2 Ziffer 2 vorgese- 
henen Frist und entsprechend der in Artikel 3 Ab- 
satz 2 und 3 vorgesehenen Form mitzuteilen. 

Artikel 5 

Die Kommission bestätigt den Eingang der ihr I 
übermittelten Meldungen und kann die von ihr in 
diesem Zusammienhang als notwendig erachteten 
zusätzlichen Auskünfte verlangen. 

Die Kommission übermittelt den zuständigen Be- 
hörden des Mitgliedstaates unverzüglich eine Ab- 
schrift der aus seinem Hoheitsbereich eingehenden 
Mitteilungen. 


Artikel 6 

Die Kommission legt auf der Grundlage der ihr 
im Laufe jeden Kalenderjahres zugegangenen Mit- 
teilungen einen Bericht vor, der Gegenstand eines 
Gedankenaustausches mit den Regierungen der 
Mitgliedstaaten und den beteiligten Wirtschafts- 
kreisen ist. 

Artikel 7 

Die in Ausführung der vorliegenden Verordnung 
zugegangenen Mitteilungen haben vertraulichen 
Charakter. Dies steht der Veröffentlichung von 
Übersichten oder Zusammenfassungen, die keine 
Einzelangaben über Unternehmen enthalten, nicht 
entgegen. 

Artikel 8 

1. Die Kommission kann durch Entscheidung gegen 
Unternehmen, 

— die sich der ihnen gemäß Artikel 1 obliegen- 
den Mitteilungspflicht entziehen oder die 
Mitteilungen nicht rechtzeitig vorlegen; 

— die vorsätzlich falsche Auskünfte erteilen, 

Geldbußen bis zu einem Höchstbetrag von 1 % 
des Wertes der Güter oder der Energie festset- 
zen, die in der geplanten Einrichtung, die Ge- 
genstand des fraglichen Investitionsvorhabens 
ist, im Laufe eines Jahres erzeugt, gelagert oder 
transportiert werden können. 

2. Bei Klagen gegen Entscheidungen der Kommis- 
sion, in denen eine Geldbuße festgesetzt ist, hat 
der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschränkter 
Nachprüfung der Entscheidung im Sinne von Ar- 
tikel 172 des EWG-Vertrages; er kann die fest- 
gesetzte Geldbuße aufheben, herabsetzen oder 
erhöhen. 

Artikel 9 

Die vorliegende Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und unmittelbar in allen Mit- 
gliedstaaten anwendbar. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt einen Monat nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 
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Anhang zur Verordnung des Rates über die Mitteilung von Investitions- 
vorhaben von gemeinschaftlichem Interesse in den Bereichen der Erdöl-, 
Erdgas- und Elektrizitätswirtschaft 


1. Vorhaben im Bereich der Mineralölwirtschaft 

1.1. in der Verarbeitung: 

— neue Anlagen zur Destillation mit einer Ka- 
pazität von 1 000 000 t/Jahr oder mehr; 

— ■ Erweiterungen von Destillationsanlagen um 
eine Kapazität von 100 000 t/Jahr oder mehr; 

— neue Anlagen zu Reforming/Cracking mit 
einer Kapazität von 500 t/Tag oder mehr 
oder Erweiterungen solcher Anlagen um 
500 t/Tag oder mehr. 

1.2. im Transport 

— - Rohrleitungen für Rohöl, soweit sie entweder 
für eine Transportkapazität von 3 000 000 t/ 
Jahr oder mehr konstruiert oder vorgesehen 
sind, oder eine Länge von 50 km oder mehr 
haben sollen, oder eine oder mehrere Gren- 
zen überschreiten, in diesem Falle ohne 
Rücksicht auf ihre Kapazität oder Länge; 

— Rohrleitungen für Mineralölerzeugnisse, so- 
weit sie entweder für eine Transportkapa- 
zität von 1 500 000 t/Jahr oder mehr kon- 
struiert oder vorgesehen sind, oder eine oder 
mehrere Grenzen überschreiten, in diesem 
Falle ohne Rücksicht auf ihre Kapazität oder 
Länge; 

— Rohrleitungen für Produkte zur petroche- 
mischen Verwendung, soweit sie entweder 
für eine Transportkapazität von 250 000 t/ 
Jahr oder mehr konstruiert oder vorgesehen 
sind; oder eine oder mehrere Grenzen über- 
schreiten, in diesem Falle ohne Rücksicht auf 
ihre Kapazität; 

— Erweiterungen oder Verlängerungen solcher 
Rohrleitungen; 

— Entladeeinrichtungen und Löschinseln für 
Supertanker, soweit diese Anlagen von Un- 
ternehmen errichtet werden. 


1.3. in der Versorgung/Verteilung: 

— Unter- oder oberirdische Lagereinrichtung 
für Rohöl und Produkte mit einer Kapazität 
von 100 000 m-^ bzw. 1 000 m’^ oder mehr. 

2. Vorhaben im Bereich der Erdgaswirtschait: 

2.1. im Transport: 

— Rohrleitungen, soweit sie entweder für eine 
Transportkapazität von 500 Millionen Nor- 
malkubikmeter pro Jahr oder mehr kon- 
struiert oder vorgesehen sind, oder eine 
oder mehrere Grenzen überschreiten, in die- 
sem Falle ohne Rücksicht auf ihre Kapazität; 

— Erweiterungen oder Verlängerungen solcher 
Rohrleitungen; 

— Kopfstationen für die Einfuhr von Flüssig- 
gas. 

2.2. in der Verteilung: 

— Unterirdische Speicheranlagen. 

3. Vorhaben im Bereich der Elektrizitätswirtschaft: 

3.1. in der Produktion: 

— Anlagen in herkömmlichen Wärmekraft- 
werken 

(Maschinensätze von 200 MW oder mehr); 

— Anlagen in Wasserkraftwerken 

(Kraftwerksanlagen von 50 MW und mehr). 

3.2. im Transport: 

— Übertragungsleitungen, soweit sie entweder 
für eine Spannung von 345 kV oder mehr 
ausgelegt werden oder eine oder mehrere 
Grenzen überschreiten, in diesem Falle ohne 
Rücksicht auf die Spannung. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/297 


Begründung 


1. Die Verträge zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft sehen Verfahren zur Mit- 
teilung bestimmter Investitionsvorhaben an die Kom- 
mission vor. 

2. Nach dem EGKS- Vertrag kann die Kommission 
die vorherige Mitteilung von Investitionsprogram- 
men verlangen, um eine aufeinander abgestimmte 
Entwicklung der Investitionen zu begünstigen. 

3. Im Rahmen des EAG-Vertrages ist die Kommis- 
sion verpflichtet, in regelmäßigen Abständen hin- 
weisende Programme, insbesondere hinsichtlich der 
Ziele für die Erzeugung von Kernenergie und der 
im Hinblick hierauf erforderlichen Investitionen aller 
Art, zu veröffentlichen, um so die Initiative der Un- 
ternehmen anzuregen und eine abgestimmte Ent- 
wicklung ihrer Investitionen auf dem Kerngebiet zu 
erleichtern. Die Unternehmen ihrersteits sind ge- 
halten, der Kommission Investitionsvorhaben für 
neue Anlagen sowie für Ersatzanlagen oder Umstel- 
lungen anzuzeigen, die unter Berücksichtigung der 
Ziele des Vertrages erörtert werden. 

4. Für die den Vorschriften des EWG-Vertrages 
unterliegende Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätswirt- 
schaft fehlen entsprechende Bestimmungen. Da auch 
in diesen Sektoren die Mitteilung wichtiger Investi- 
tionsvorhaben angezeigt ist, hat die Kommission am 
18. Dezember 1968 in (ihrer Mitteilung an den Rat 
„Erste Orientierung für eine gemeinschaftliche Ener- 
giepolitik" — KOM (68) 1040 — folgende Vor- 
schläge gebilligt: 

(22) 1. Neben den Verfahren, die im Rahmen des 

EGKS- und des EAG-Vertrages angewendet 
werden, wird für den Energiesektor eine 
Mitteilung solcher Investitionsvorhaben ein- 
geführt, die auf dem Gebiet der Produktion, 
des Transports und der Verteilung von ge- 
meinschaftlichem Interesse sind. 

(23) 2. Auf dieser Grundlage 

a) werden jährlich mit den Vertretern der 
Mitgliedstaaten Konfrontationen der In- 
vestitionsvorhaben und der Investitions- 
politiken unter dem Gesichtspunkt der 
mittelfristigen Orientierungen durchge- 
führt ; 

b) wird erforderlichenfalls lein Meinungsaus- 
tausch über Investitionsvorhaben herbei- 


geführt oder eine Stellungnahme abge- 
geben; 

(24) c) werden Empfehlungen an die Mitglied- 
staaten gerichtet für den Fall, daß eine 
Anwendung der unter a) und b) erwähn- 
ten Mittel eine den energiepolitischen 
Interessen der Gemeinschaft zuwider- 
laufende und unmittelbar drohende Ge- 
fahr von Überinvestitionen in einzelnen 
Sektoren nicht abzuwenden vermag. Für 
den Fall, daß diese Empfehlungen wir- 
kungslos bleiben, werden gemeinschaft- 
liche Verfahren für den Erlaß von Ent- 
scheidungen vorgeschlagen. 

5. Der Rat hat in seiner 88. Sitzung am 13. No- 
vember 1969 die in der Mitteilung der Kommission 
über eine „Erste Orientierung für eine gemeinschaft- 
liche Energiepolitik" enthaltenen Grundsätze gebil- 
ligt und die Kommission gebeten, ihm hierzu so 
bald wie möglich die dringendsten konkreten Vor- 
schläge vorzulegen. 

6. Der anliegende Verordnungsvorschlag sieht die 
Verwirklic:hung der ersten Stufe der zitierten Rah- 
menvorschläge vor. Er enthält das Verfahren für die 
Mitteilung von Investitionsvorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse in den Bereichen der Erdöl-, 
Erdgas- und Elektrizitätswirtschaft. 

7. Bei der Abfassung des vorliegenden Vorschlages 
einer Verordnung wurden die verschiedenen, in den 
Mitgliedsländern bereits eingeführten Mitteilungs- 
verfahren für Investitionsvorhaben berücksichtigt. 

8. Die Kenntnis der Investitionsvorhaben ist im 
nationalen Bereich von gleicher Bedeutung wie im 
Gesamtrahmen der Gemeinschaft. Dieser Tatsache 
trägt die vorliegende Verordnung dadurch Rechnung, 
daß eine Abschrift der bei der Kommission ein- 
gehenden Mitteilungen unverzüglich an die Regie- 
rungen der Mitgliedsländer, aus deren Bereich die 
Mitteilung ergeht, weitergeleitet wird. 

9. In Anlehnung an die Investitionsmeldeverfahren 
nach dem EGKS- und nach dem E AG- Vertrag wur- 
den als Frist für die Abgabe der Mitteilung von 
Investitionsabsichten neun Monate und als Frist für 
die eingehende Mitteilung von Investitionsvor- 
haben drei Monate vorgesehen. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Mitteilung der beabsichtigten Einfuhren von Kohlen- 
wasserstoffen an die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften 

(Dem Rat von der Kommission vor gelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vtertrag zur Gründung der Euro- 
pädsdien Wirtsdiaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikiel 5, 113 und 213, 

auf Vorsdilag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlamen- 
tes, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

die Schaffung einer .gemeinsamen EnergiepoMtik 
gehört zu den Zielen, die sich die Gemeinschaft ge- 
setzt hat; es ist Aufgabe der Kommission, Maßnah- 
men zur Erreichung dieses Zieles vorzuischlagen, 
wie sie dies in ihrer Mitteilung an den Rat vom 
18. Dezember 1968 „Erste Orientierung für eine 
gemeinschaftliche Bnergiepolitik" getan hat, deren 
Grundsätzie der Rat in seiner 88. Sitzung vom 
13. November 1968 gebilligt hat-, 

die Kommission trägt die Verantwortung für die 
Ausführung von Verordnungen des Rates auf dem 
Gebiet der gemeinsamen Handelspolitik, deren we- 
sentlicher Gegenstand die Kohlenwasserstoffe und 
die Einfuhr von KohlenwasseTstoffen isein werden; 

im Protokoll eines Abkommens betreffend die 
Energiefragen vom 21. April 1964 haben die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten ihren Willen bekräftigt, 
ihre Bemühungen um die Erarbeitung und Einlei- 
tung einer gemieinsamen Energiepolitik, insbeson- 
dere in bezug auf die Handelspolitik und die Politik 
auf dem Gebiet der Versorgung aus Drittländern, 
fortzusietzen; 

die Erfüllung dieser Aufgabe setzt eine möglichst 
genaue Kenntnis nicht nur der Entwicklung des An- 
gebotes und der Nachfrage an Kohlenwasserstoffen 
voraus, sondern vor allem auch die genaue Kennt- 
nis der Herkunft und Qualität diesier einzüführen- 
den Erzeugnisse, um auf der Grundlage der Versor- 
gungspläne der Einzeluntemehmen ein Versor- 
gungsprogramm für die Gemeinschaft aufstellen zu 
können; 

um die Voraussetzungen für die Ausführung die- 
ser verschiedenen Aufgaben zu schaffen, ist es 
zweckmäßig, Personen und Unternehmen, die Mine- 
ralöl einzuführen beabsichtigen, zu verpflichten, 
ihre Einfuhrpläne der Kommission mitzuteilen; 


die Beachtung und Erfüllung der in Anwendung 
dieser Verordnung den Unternehmen auferlegten 
Pflichten müssen durch Geldbußen sichergestellt 
werden können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Personen oder Unternehmen, die im Monats- 
durchschnitt mindestens 300 t Kohlenwasser- 
stoffe der Positionen 27.09 bis 27.14 des gemein- 
samen Zolltarifs in die Gemeinschaft einzufüh- 
ren beabsichtigen, haben der Kommissdon der 
Europäischen Gemeinschaften jährlich bis zum 
30. November Ihre Einfuhrpläne für Kohlenwas- 
iserstoffe für das kommende Jahr bekanntzuge- 
ben. Personen oder Unternehmen, die erst nach 
diesem Zeitpunkt zugelassen werden, geben ihre 
Einfuhrpläne (spätestens 4 Woch'en nach ihrer 
Zulassung der Kommdiss'ion bekannt. 

2. Die Mitteilungen an die Kommission umfassen 
folgende Angaben: 

— die Bezeichnung der einführenden Person 
oder des einführenden Unternehmens, 

— die beabsichtigte RohÖleinluhr, aufgeschlüs- 
selt nach Ursprungsland unter Angabe der 
jeweiligen Qualität und 

— die beabsichtigte Einfuhr von Kohlenwasser- 
stoffen, aufgeschlüsselt nach ausführendem 
Land unter Angabe der jeweiligen Position 
des gemeinsamten Zolltarifs. 

Artikel 2 

Die Komm'ission übermittelt den zuständigen Be- 
hörden des Mitgliedstaates unverzüglich leine Ab- 
schrift der nach Artikel 1 .aus seinem Hoheitsbereich 
eingehenden Mitteilungen. 

Artikel 3 

Die in Ausführung der vorliegenden Verordnung 
zugegangenen Mitteilungen haben vertraulichen 
Charakter. Dies steht der Veröffentlichung von 
Übersichten oder Zusammenfassungen, die keine 
Einzelangaben über einzelne Personen oder Unter- 
nehmen enthalten, nicht entgegen. 
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Artikel 4 

1. Die Kommission kann durch Entscheidung Geld- 
bußen bis zum Höchstbetrag von 1 v. H. des Jah- 
resumsatzes gegen Personen oder Unternehmen 
festsetzen, die 

— der ihnen gemäß Artikel 1 obliegenden Mit- 
teilungspflicht nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommen, 

— vorsätzlich falsche Angaben machen. 

2. Bei Klagen gegen Entscheidungen der Kommis- 
sion, in denen eine Geldbuße festgesetzt ist, hat 
der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschränkter 
Nachprüfung der Entscheidung im Sinne von Ar- 


tikel 172 des Vertrages; er kann die festgesetzte 
Geldbuße aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 

Artikel 5 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt einen Monat nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


Anlage zum Vorschlag einer Verordnung des Rates über die Mitteilung 
der beabsichtigten Einfuhren von Kohlenwasserstoffen an die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 


Die Mitteilungen an die Kommission müssen fol- 
gende Angaben enthalten: 

1. Jahr, für das die Angaben gemacht werden; 

2. für das einzuführende Rohöl; Position 27.09 des 

Gemeinsamen Zolltarifs: 

a) Name und Sitz der einführenden Person oder 
des einführenden Unternehmens; 

b) Einfuhrhafen, bei Landtransport Einfuhrzoll- 
amt oder Ölfernleitung, über die die unter 
Buchstabe d) aufgeführten Mengen eingeführt 
werden; 

c) Ursprungsland, in dem das unter Buchstabe d) 
aufgeführte Rohöl gewonnen worden ist; 


Maßeinheit 


d) 1. Menge t 

2. spezifisches Gewicht API° 

3. Schwefelgehalt Gew. ‘^/o 

4. Stockpunkt nach ASTM ^ C 


3. Für die einzuführenden Kohlenwasserstoffe der 
Positionen 27.10 bis 27.14 des Gemeinsamen 
Zolltarifs 

a) das ausführende Land; 

b) Menge und Art nach Warenbezeichnung der 
Positionen 27.10 bis 27.14 des Gemeinsamen 
Zolltarifs aufgeschlüsselt. 


7 



Drucksache VI/297 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


1. Im Protokoll eines Abkommens betreffend die 
Energiefragen vom 21. April 1964 haben die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten erklärt, auf dem Gebiet 
der Kohlenwasserstoffe eine gemeinsame Politik 
verwirklichen zu wollen, die in einer den Umstän- 
den anzupassenden Weise eine weitgehend ge- 
streute Versorgung zu möglichst niedrigen und sta- 
bilen Preisen garantiert. Sie bekräftigen auch ihren 
Willen, ihre Bemühungen um die Erarbeitung einer 
gemeinschaftlichen Energiepolitik insbesondere in 
bezug auf die Handelspolitik und die Politik auf dem 
Gebiet der Versorgung aus Drittländern fortzuset- 
zen. 

2. Die Kommission hat in ihrer Mitteilung an den 
Rat vom 18. Dezember 1968 „Erste Orientierung für 
eine gemeinschaftliche Energiepolitik" folgenden 
Vorschlag gebilligt (Vorschlag 20): 

„Im Bereich der Kohlenwasserstoffe und Kern- 
brennstoffe wird eine gemeinschaftliche Versor- 
gungspolitik festgelegt. Zu diesem Zweck wird 
auf Gemeinschaftsebene ein Versorgungspro- 
gramm aufgestellt, das sich aus den Versor- 
gungsprogrammen der Unternehmen ergibt." 

3. Der Rat hat in seiner 88. Sitzung am 13. Novem- 
ber 1969 die in der Mitteilung der Kommission über 
eine „Erste Orientierung für eine gemeinschaftliche 


Energiepolitik" enthaltenen Grundsätze gebilligt 
und die Kommission gebeten. Ihm hierzu so bald wie 
möglich die dringendsten konkreten Vorschläge vor- 
zulegen. 

4. In einigen Mitgliedsländern besteht bereits teils 
als freiwillige Einrichtung der Industrie, teils auf 
Grund staatlicher Rechtsvorschriften ein Mitteilungs- 
verfahren der Unternehmen der Erdölindustrie über 
ihre beabsichtigten Mineralöleinfuhren. In anderen 
Mitgliedsländern fehlt eine derartige Regelung. 

5. Der vorliegende Vorschlag einer Verordnung 
sieht daher ein gemeinschaftliches Verfahren für 
jährliche Mitteilungen der Einfuhrpläne für Kohlen- 
wasserstoffe der Unternehmen vor, die, von der 
Kommission zu einer Gesamtübersicht zusammen- 
gefaßt, es gestatten sollen, die Entwicklung der Ver- 
sorgung an Kohlenwasserstoffen zu verfolgen und 
zu prüfen, ob sie mit den Erfordernissen einer gün- 
stigen, möglichst weitgehenden Streuung der Ver- 
sorgungsquellen und einer sicheren Versorgung zu 
relativ stabilen und auf lange Sicht möglichst nied- 
rigen Preisen übereinstimmen. Das vorgeschlagene 
Informationsverfahren ist in diesem Sinne ein un- 
erläßliches Mittel zur Vorbereitung einer gemein- 
samen Versorgungs- und Handelspolitik auf dem 
Gebiet der Kohlenwasserstoffe. 
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